Abzockerinitiative: Stimmbevölkerung will mehr Verteilgerechtigkeit


Die Gewerkschaft Unia ist hoch erfreut über das klare Votum der Schweizer Stimmbevölkerung gegen die Abzockerei. Ebenso erfreulich ist die Annahme einer Mindestlohn-Initiative im Kanton Jura, welche insbesondere von der Unia unterstützt wurde. Das Resultat zeigt: Die Bevölkerung will nicht, dass hunderttausende von Arbeitnehmenden mit Tiefstlöhnen abgespiesen werden, die kaum zum Leben reichen.
Die Annahme der Abzockerinitiative und das Ja zu einer Volksinitiative im Kanton Jura, welche Tieflöhne verbietet und verbindliche Mindestlöhnen einführt, sind ein klares Signal für mehr Verteilgerechtigkeit. Die Bevölkerung hat genug davon, dass in der Schweiz Topmanager und Grossaktionäre Jahr für Jahr Milliarden scheffeln, während auf der anderen Seite der Skandal der weit verbreiteten Tieflöhne verschweigen wird. Die Botschaft ist klar: Die Politik muss endlich der Selbstbedienungsmentalität der Manager einen Riegel schieben. Und sie muss den Skandal der Tieflöhne in der reichen Schweiz anpacken.
Tieflohnskandal beenden
Immer wieder sorgen Topmanager mit Millionen-Boni und goldenen Fallschirmen für Kopfschütteln. Weniger bekannt — aber ebenso empörend — ist: Während sich einige wenige schamlos bereichern, sind in der Schweiz 440'000 Arbeitnehmende und ihre Familien von Tieflöhnen unter 4000 Franken betroffen. Diese reichen kaum, um ein Leben in Würde zu führen. Die von Arbeitgebervertretern vertretene Haltung, wenn der Lohn nicht reiche, könne man ja zur Sozialhilfe gehen, wird zu Recht als zynisch empfunden.
Zweiter Kanton mit gesetzlichen Mindestlöhnen zum Schutz der Löhne
Nach Neuenburg ist der Jura der zweite Kanton, der gesetzliche Mindestlöhne einführt. Das Problem der Tieflöhne und des steigenden Lohndrucks muss aber gesamtschweizerisch gelöst werden. Mit der Mindestlohn-Initiative der Gewerkschaften, welche eine gesetzlichen Mindestlohn von 4000 Franken fordert und die Löhne besser schützt, liegt eine solche Lösung auf dem Tisch. Die Unia fordert nun die Volksvertreter in Bern auf, die Mindestlöhn-Initiative in der bevorstehenden parlamentarischen Beratung zu unterstützen.
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